
Bundessozialgericht

Az„:■_5 RK 45165

Verkündet am
27° März 1968_

Reg0bersékretär

Schriftführer

I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten,

beigeladen:

Prozeßbevollmächtigter:
ooooo

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 März 4968 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t

' ' - Vorsitzender - „ _
Bundesrichter Dro K r e b s ' und

Bundesrichter ' Schroeder — Printzen9

Bundessozialrichter B l o b e 1 und

Bundessozialrichter Dr° F r i t z e m e y e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Schles—
wig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom 25° Janu—
ar 4965 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind
nicht zu erstatten°
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Die klagende Ortskrankenkasse betrieb seit 4946 in Kiel

eine eigene Zahnkliniko Am 260 und 270 August 4944 wurde

diese durch einen Luftangriff zerstörto Vorstand und die

Vertreterversammlung der Klägerin beschlossen am 60 und

450 Juli 4964 die Wiedererrichtung der eigenen Zahnkliniko

Die beigeladene Kassenzahnärztliche Vereinigung erhob hier—

gegen Feststellungsklage sowie Aufsichtsbeschwerde bei dem

beklagten Aufsichtsamt° Sie nehm diese Feststellungsklage

wieder zurück“) nachdem der Beklagte kraft seines Aufsichts—

rechts die Maßnahmen der Klägerin untersagt hatte„ Die vor—
läufige Anordnung des Beklagten vom 54° Juli 4964 hielt

der Beklagte durch einen mit Rechtsmittelbelehrung vorge—

sehenen Bescheid vom 250 Mai 4962 aufrecht9 wobei er sich

auf % 568d Abs„ 4 Satz 4 und % 27e Abso 2 der Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) stützteo

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin Klage erhoben mit

dem Antrag“) die genannte Anordnung aufzuheben° Das Sozial—

gericht (SG) hat nach Beiladung der Kassenzahnärztlichon
Vereinigung Schleswig—Holstein die Klage abgewieseno Das

Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Klägerin
zurückgewieseno Zur Begründung hat es ausgeführté Der Be—

klagteals das zuständige Aufsichtsorgan habe mit der An—
ordnung? Maßnahmen zur Errichtung einer Zahnklinik zu

unterlassen„ nicht das ihm zustehende Aufsichtsrecht über-

schritteno Auch wenn es sich hier nur um vorbereitende

Maßnahmen handele9 so seien diese bereits notwendige

Schritte zur Verwirklichung des Vorhabensc Schon diese

Vorbereitungsmaßnahmen stellten einen Verstoß gegen 5 368d

Abs° 4 Satz 4 BVG dar? da die Klägerin als ersten Schritt
eine vertragliche Vereinbarung mit der Kassenzahnärztli—

chen Vereinigung hätte herbeiführen müssen; dies habe sie

nicht getan„ Des weiteren habe sich der Beklagte mit Recht

auf % 27e Abs„ 2 BVG gestützt, wonach die Einrichtung von
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Zahnkliniken und Anstalten anderer Art genehmigungspflih-

tig sei° Im vorliegenden Fall handele es sich um die neue

Einrichtung einer Zahnklinik‚ weil die ursprünglich er—

richtete seit 1944 aufgrund der tatsächlichen Geschehnisse

zu bestehen aufgehört habe° Die Klägerin könne auch nicht

damit gehört werden? daß % 368d Abs° 4 Satz 4 BVD gegen
das Grundgesetz (GG) verstoße‚ insbesondere könne sie sich

nicht auf das Kassenarzturteil des Bundesverfassungsge»

richts (BVerfG) vom 250 März 4960 berufeno Denn das BVerfG

habe in den damaligen Zulassungsbestimmungen eine Bedro-

hung der freiberuflich Tätigen erblickto Die ärztliche
Versorgung durch die Krankenkassen sei aber keine freie

wirtschaftliche Tätigkeit;> sondern die Erfüllung von öf-

fentlichen Aufgaben der Verwaltung° Das LSG hat die Revi-

sion zugelasseno

Die Klägerin hat gegen das Urteil Revision eingelegte

Sie trägt vor; Das beklagte Aufsichtsamt habe die Wieder—

errichtung der Zahnklinik nicht von einer Genehmigung nach

@ 27e RVO abhängig machen dürfen‚ weil es sich um keine '

.Neueinrichtung$ sondern um eine Wiedererrichtung handele°

Die Klägerin habe aus dem bisherigen Betrieb der Zahnklinik

ein unabweisbares Recht auf Wiedererrichtung erlangt0 Die—

ses Recht würde aber bedeutungslos9 wenn durch eine ein-

fache Anordnung der Aufsichtsbehörde die Geltendmachung

dieses Rechts verhindert werden könne° @ 27e RVG gebe im

vorliegenden Fall dem Beklagten kein Recht? die Genehmigung

davon abhängig zu machen? daß eine Notwendigkeit für die
vorgesehene Maßnahme vorliege9 die Finanzlage der Kran«

kenkasse gesichert sei und die Vermögensanlage wirtschaft-

lich seio '

Zu Unrecht habe auch das LSG allein
aus der Tatsache„ daß

seit 1944 eine Einrichtung mitäPersonal für die Klinik
nicht mehr bestanden habe, gefölgert‚ daß nunmehr der'Tat-

bestand des @ 368d RVG gegebe■rsei„‚ daß also Zahl und
Umfang der Eigeneinrichtung vérmehrt würden° Denn sie‚
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die Klägerin9 habe im Jahre 1916 die Zahnklinik geschaffen9

dieser Organisationsakt werde auch weiterhin als bestehend

angesehen° Das Gesetz über das Kassenarztrecht aus dem '

Jahre 1955 stehe dem Rechtsanspruch auf Wiedererrichtung

der Zahnklinik nicht entgegen? der Gesetzgeber habe nicht

beabsichtigt? damit etwa bestehende Eigeneinrichtungen

der Kassen zu beseitigen°

Die Klägerin beantragt?

die Urteile des Schleswig—Holsteinischen
\. LSG vom 25° Januar 1965 und des SG Schleswig

vom 290 April 1964 sowie die Bescheide der

Beklagten vom 250 Juli 19619 51„ Juli 19619

49 Dezember 1961 und 250 Mai 1962 aufzu—

hebeno '

Der Beklagte und die Beigeladene beantragen?

die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist nicht begründeto

Gegenstand des Verfahrens sind die Bescheide des beklagten

Aufsichtsamts vom 510 Juli 1961 und 250 Mai 1962? in denen

es die Klägerin angewiesen hat? die beabsichtigte Errich—

tung einer Zahnklinik zu unterlassen? weil weder die Ge==

nehmigung nach % 27e Abs() 2 BVD noch eine vertragliche
Vereinbarung mit der Kassenzahnärztlichen Vereinigung nach

@ 568d Absc 1 Satz 4 RVO vorliegeo Diese Aufsichtsverfü—

gung ist nicht rechtswidrigo

Nach 5 50 Abs„ 1 EVO erstreckt sich das Aufsichtsrecht der

Aufsichtsbehörde darauf? daß Gesetz und Satzung beachtet

werden° Rechtsgrundlage ist @27e Abs„ 2 EVO; hiernach be-

darf die Einrichtung von Zahnkliniken usw° der Genehmigung

der zuständigen Aufsichtsbehörde° Die Neuerrichtung der

1944 zerstörten und seitdem nicht mehr betriebenen Zahn—
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klinik ist eine Einrichtung im Sinne dieser Vorschrift°
Zwar hat die Zahnklinik vorher schon viele Jahre bestanden9

sie ist aber durch Kriegseinwirkung zerstört° Wenn die Klä—

gerin meint? es sei ihr bereits eine Einrichtungsgenehmi—

gung für die zerstörte Klinik erteilt worden? sie bedürfe

deshalb keiner neuen? 80 verkennt sie den Zweck der Ein—

richtungsgenehmigung nach @ 27e RVO° Es wird nicht die alte

Zahnklinik durch Reparaturen wieder verwendungsfähig ge-

macht? sondern praktisch eine neue Klinik errichteto Bei

großen Ausgaben wie für die Errichtung und Erweiterung von
Gebäuden bedürfen Krankenkassen der Genehmigung der Auf—

sichtsbehörde9 damit diese prüfen kann? ob die geplanten
' Maßnahmen notwendig sind und ob die Kosten vom wirtschaft-

lichen Standpunkt aus gerechtfertigt sind„ Es kommt dabei

auf die augenblickliche Finanzlage der Krankenkasse an„ ob

etwa die Aufnahme von Darlehen notwendig ist‚ wie diese

zurückzuzahlen und zu verzinsen sind? ob auf lange Sicht
gesehen eine Ersparnis eintritto Es soll auch verhütet

werden9 daß die Leistungsfähigkeit der Krankenkasse, die

gesetzlichen Pflichtleistungen zu erbringen9 durch das Fest—

legen von Geldmittel■ in Bauten gefährdet wird (BSG 4, 47,
22)() Diese Gesichtspunkte treffen auch zu9 wenn eine völlig
zerstörte und mehr als zwanzig Jahre nicht mehr betriebene
Zahnklinik wieder errichtet werden sollo Denn es treten
dieselben Kostenfragen auf wie bei einer völligen Neuein-

richtung° Dieser Fall kann also nicht mit der Vornahme

VORReparaturen oder mit der Ergänzung des Personals ver-
glichen werdeno Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde nach
@ 27e Abs° 2 EVO ist daher notwendig°

Des weiteren hat das beklagte Aufsichtsamt mit Recht auf
@368d Abs() 1 Satz 4 RVGverwiesen° Hiernach dürfen Zahl
und Umfang der Einrichtungen der Krankenkasse nur aufgrund
vertraglicher Vereinbarung mit der Kassenärztlichen bzwo
Kassenzahnärztlichen vereinigung Vermehrt werden() Auch hier
ist die Frage zu bejahen? ob die Wiedererrichtung der Zahn-

klinik ein "Vermehren" im Sinne dieser Vorschrift ist°

‚.
„o—
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Durch diese soll der Besitzstand vom 200 August 1955 (Tag

des Inkrafttretens dieser Vorschrift) erhalten bleiben;

5 568d Abso 4 EVO bringt den Interessenausgleich zum Aus—

druck; den der Gesetzgeber zwischen den widerstreitenden
_

Interessen der Kassenärzte (Kassenzahnärzte) und Kranken—

kassen gefunden hate Diese Zielsetzung macht es deutlich„

der Krankenkassen weiter betrieben werden dürfen und jede

Vermehrung nach "Zahl und Umfang" der vertraglichen Verein—

barung mit der Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen)

Vereinigung bedarf° Es ist daher auch hier ausschlagge—

hend9 daß die Klinik schon mehr als zwanzig Jahre nicht

mehr in Betrieb war() daß durch die jetzige Neuerrichtung

die augenblickliche Zahl der Eigeneinrichtungen der Klä-

gerin vermehrt würde; es würde also eine Änderung des seit

langen Jahren bestehenden tatsächlichen Zustandes eintre—

ten“ Die Klägerin kann sich auch nicht darauf berufen?
daß in manchen Kriegsschadensgesetzen wie 5 7b des Heim-

kehrergesetzes9 % 70 des Bundesvertriebenengesetzes9 @ 7

Abso 2 des Bundesentschädigungsgesetzes bisherige Zula3w

sungen von Ärzten weiter gelteno Denn hier handelt es
sich um Schutzvorschriften zugunsten der Vertriebenenv

deren Zulassung zur Kassenarztpraxis weiter gilto Dagegen

besteht ja die Klägerin in ihrem Aufgabenbereich weiter

und ist nicht durch Kriegsfolgen an der Ausübung ihrer

Tätigkeit gehinderto Es ist also eine Vereinbarung mit der

Kassenzahnärztlichen Vereinigung vor Wiedererrichtung der

Zshnklinik notwendigo

Dieses Ergebnis steht auch nicht im Widerspruch zur Ent-

scheidung ;es BVerfG vom 250 Färz 4960(BVerfGE 14„ 50 =

_
SozREVO@568a9BloAb4 Nro 45)‚ wonach@568a Abs„ 4 EVO
die Grundrechte der Ärzte aus 5 12 Abs„ 1 GG verletzto
Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat9 wird hier nicht die

freie Berufsausübung der Klägerin beeinträchtigt? vielmehr
hat sie öffentlich—rechtliche Aufgaben als Versicherungs—
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träger zu erfüllen° Dies wird aber in keinem Fall
durch die Maßnahmen des beklagten Aufsichtsamts

beeinträchtigt
„

’ ‘

‚Die Revision muß daher zurückgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 495 des

Sozialgerichtsgesetzes°
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